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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Diskussionsentwurf des sog. Mindestbesteuerungsrichtli-
nie-Umsetzungsgesetzes (MinBestRL-UmsG) Stellung zu nehmen.  
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onsentwurf intensiv diskutiert. Als Ergebnis dieser Diskussion möchten wir Ihnen die untenstehenden 
Anmerkungen übermitteln. 
 
Für Rückfragen stehen wir jederzeit zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
            
Prof. Dr. Deborah Schanz    Sylvia Heckmeier 
Leiterinnen des Arbeitskreises 
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berg; Sylvia Heckmeier, Merck KGaA; Michael Hölzl, Siemens Energy AG; Reinald Koch, Katholische 
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tät und Nadine Koch, Nadia Konkel, Nadin Fink und Stefan Ettmayr, Siemens Energy.  
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1. Vorbemerkung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) veröffentlichte am 20.03.2023 den Diskussionsentwurf 
für ein “Mindestbesteuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz” (MinBestRL-UmsG)1. Dieser Diskussions-
entwurf enthält den Entwurf eines “Gesetzes zur Gewährleistung einer globalen Mindestbesteuerung 
für Unternehmensgruppen” (kurz “Mindeststeuergesetz”, MinStG), mit dem die EU-Richtlinie “zur Ge-
währleistung einer globalen Mindestbesteuerung für multinationale Unternehmensgruppen und 
große inländische Gruppen in der Union (kurz “EU-RL (2022/2523)”2) vom 14.12.2022 innerhalb der 
Umsetzungsfrist (31.12.2023) in nationales Recht umgesetzt werden soll. Die Richtlinie ist ihrerseits 
eng angelehnt an die vom Inclusive Framework on BEPS der OECD/G20 entwickelten Model Rules.3 
Bei der Auslegung der Richtlinie sollen neben den Model Rules die weiteren vom Inclusive Framework 
herausgegebenen Erläuterungen – der Kommentar und die Beispiele – sowie das Implementation 
Framework einschließlich seiner Safe-Harbour-Regelungen herangezogen werden, soweit sie mit der 
Richtlinie und dem weiteren Unionsrecht vereinbar sind. Damit soll eine einheitliche Auslegung in al-
len Mitgliedstaaten gewährleistet werden.4 
 

2. Stellungnahme zu ausgewählten Gesetzesinhalten 

2.1  Fehlender dynamischer Verweis auf permanente Safe-Harbour-Regelungen 

2.1.1 Inhalt der Safe-Harbour-Regelungen 
Die OECD Model Rules sahen bereits in Art. 8.2. und 8.1. die Einführung von sog. “Safe-Harbours” vor, 
die letztlich dazu führen, dass der von einer Gruppe in einem Steuerhoheitsgebiet geschuldete Steu-
ererhöhungsbetrag für ein Geschäftsjahr als null gilt, wenn der effektive Steuersatz der in diesem 
Steuerhoheitsgebiet gelegenen Geschäftseinheiten die Bedingungen eines maßgeblichen internatio-
nalen Abkommens über Safe-Harbour erfüllt und die erklärungspflichtige Geschäftseinheit diese Op-
tion in Anspruch nimmt. Die EU-RL (2022/2523) übernahm hierbei fast wörtlich Art. 8.2 der Model 
Rules und spezifizierte in Art. 32 EU-RL (2022/2523) den Begriff eines “maßgeblichen internationalen 
Abkommens über Safe Harbour”. Hierbei handelt es sich gem. Art. 32 EU-RL (2022/2523) um “eine 
Reihe internationaler Regeln und Bedingungen, denen alle Mitgliedstaaten zugestimmt haben und die 
den unter diese Richtlinie fallenden Gruppen die Möglichkeit einräumen, in einem Steuerhoheitsgebiet 
einen oder mehrere Safe Harbour in Anspruch zu nehmen.” Damit sieht Art. 32 der EU-RL (2022/2523) 
eine Öffnungsklausel hinsichtlich der Berücksichtigung nach ihrer Verabschiedung erlassener interna-
tionaler Abkommen über Safe-Harbour vor. 

                                                
1 Abrufbar unter: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvor-
haben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2023-03-20-MinBestRL-UmsG/1-Diskussionsent-
wurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2. 
2 Abrufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2523&from=DE. 
3 Erwägungsgrund (6) der EU-RL (2022/2523). 
4 Erwägungsgrund (24) der EU-RL (2022/2523). 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2023-03-20-MinBestRL-UmsG/1-Diskussionsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2023-03-20-MinBestRL-UmsG/1-Diskussionsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2023-03-20-MinBestRL-UmsG/1-Diskussionsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2523&from=DE
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Nach Verabschiedung der EU-RL (2022/2523) am 14.12.2022 und ein Jahr nach Veröffentlichung der 
GloBE Model Rules zu Pillar Two veröffentlichte die OECD am 20.12.2022 Leitlinien zu den Safe-Har-
bour-Regelungen (“Safe Harbours and Penalty Relief: Global Anti-Base Erosion Rules (Pillar Two)”5). 
Diese umfassen sowohl detaillierte Regelungen für temporäre, auf Country-by-Country Reporting 
(CbCR)-Daten basierende Safe-Harbours als auch einen Rahmen für mögliche permanente Safe-Har-
bours. Diese Safe-Harbour-Regelungen der OECD finden aufgrund der Öffnungsklausel in Art. 32 EU-
RL (2022/2523) der bereits in Kraft getretenen EU-RL (2022/2523) auf EU-Ebene Anwendung. 

Einer derartigen Öffnungsklausel mangelt es allerdings dem MinStG-E, sodass nicht alle Safe-Harbour-
Regelungen der OECD Eingang in das deutsche Umsetzungsgesetz fanden. Das nationale Umsetzungs-
gesetz enthält neben §§ 71 und 72 lediglich in § 75 Abs. 1 Nr. 1-3 MinStG-E temporäre Safe-Harbours. 
Damit erfolgt im MinStG-E eine restriktivere Umsetzung von Safe-Harbour-Regelungen ohne die Mög-
lichkeit der künftigen Aufnahme permanenter Safe-Harbours. 

2.1.2 Einschätzung der Safe-Harbour-Regelungen 

Die temporären CbCR-Safe-Harbour-Regelungen stellen zwar eine Erleichterung dar, allerdings han-
delt es sich hierbei lediglich um Übergangsregelungen, welche den Unternehmensgruppen Zeit ver-
schaffen und einen abgestuften Implementierungsprozess ermöglichen; von einer generellen Imple-
mentierung der GloBE-Regelungen befreien sie allerdings nicht. Mangels entsprechender Öffnungs-
klausel (siehe Art. 32 EU-RL (2022/2523)) können nachträglich beschlossene (permanente) Safe-Har-
bour-Regelungen keine Anwendung im nationalen Recht finden.  

2.1.3 Empfehlung 

Hierzu empfehlen wir die Aufnahme einer dem Art. 32 der EU-RL (2022/2523) entsprechenden Öff-
nungsklausel in das nationale Umsetzungsgesetz, bspw. durch die Einfügung eines weiteren Paragra-
phen vor § 70 MinStG-E: 
 

Safe-Harbour 
 

(1) Abweichend von den §§ 45-54 gilt die von einer Gruppe in einem Steuerhoheitsgebiet geschul-
dete Ergänzungssteuer für ein Geschäftsjahr als null, wenn der effektive Steuersatz der in die-
sem Steuerhoheitsgebiet gelegenen Geschäftseinheiten die Bedingungen eines maßgeblichen 
internationalen Abkommens über Safe-Harbour erfüllt, sofern die erklärungspflichtige Ge-
schäftseinheit diese Option in Anspruch nimmt. 

(5) Für die Zwecke des Abs. 1 bezeichnet ein „maßgebliches internationales Abkommen über 
Safe-Harbour“ eine Reihe internationaler Regeln und Bedingungen, denen alle Mitgliedstaa-
ten zugestimmt haben und die den unter diese Richtlinie fallenden Gruppen die Möglichkeit 
einräumen, in einem Steuerhoheitsgebiet einen oder mehrere Safe-Harbour in Anspruch zu 
nehmen. 
 

                                                
5 Abrufbar unter: https://www.oecd.org/tax/beps/safe-harbours-and-penalty-relief-global-anti-base-erosion-
rules-pillar-two.pdf. 

https://www.oecd.org/tax/beps/safe-harbours-and-penalty-relief-global-anti-base-erosion-rules-pillar-two.pdf
https://www.oecd.org/tax/beps/safe-harbours-and-penalty-relief-global-anti-base-erosion-rules-pillar-two.pdf
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2.2 Senkung des Niedrigsteuersatzes bei der deutschen Hinzurechnungsbesteuerung i.S.v. 
§§ 7 ff. AStG auf 15% 

2.2.1 Inhalt der §§ 7 ff. AStG 
Die deutsche Hinzurechnungsbesteuerung, geregelt in den §§ 7-13 AStG, soll die Verschiebung von 
Steuersubstrat durch Beteiligung an ausländischen Gesellschaften (sog. Zwischengesellschaften) im 
niedrig besteuerten Ausland verhindern. Die Zwischengesellschaften bilden im Ausland ein eigenstän-
diges Rechtssubjekt, sodass deren Gewinne der ausländischen Besteuerung unterliegen und von der 
inländischen Besteuerung abgeschirmt werden – eine Besteuerung im Inland erfolgt erst im Falle einer 
Ausschüttung. Die Regelungen der Hinzurechnungsbesteuerung nach dem AStG erfassen diesen Be-
steuerungsaufschub, indem sog. niedrig besteuerte passive Einkünfte der ausländischen Zwischenge-
sellschaft den inländischen Gesellschaftern entsprechend ihrer Beteiligungsquote zugerechnet und so 
der nationalen Besteuerung unterworfen werden.  

Passive Einkünfte liegen vor, sofern die Aktivvoraussetzungen des § 8 Abs. 1 und 2 AStG nicht greifen. 
Diese gelten gem. § 8 Abs. 5 AStG als niedrig besteuert, wenn diese einer Belastung durch Ertragsteu-
ern von weniger als 25% unterliegen, ohne dass dies auf einem Ausgleich mit Einkünften aus anderen 
Quellen beruht. 

2.2.2 Einschätzung des § 8 Abs. 5 AStG 
Die Hinzurechnungsbesteuerung gem. §§ 7-13 AStG ist eine Regelung, die dem Ziel der globalen Min-
destbesteuerung ähnlich ist. Sie bedarf demzufolge der systematischen Überprüfung, insbesondere 
im Hinblick auf die Niedrigsteuergrenze. 

Der Niedrigsteuersatz des § 8 Abs. 5 AStG wurde zuletzt durch das StSenkG im Jahr 2000 auf sein 
derzeitiges Niveau von 25% abgesenkt, womit man die Höhe des damaligen Körperschaftsteuersatzes 
wählte. Bei Absenkung des Körperschaftsteuersatzes auf 15% durch das Unternehmensteuerreform-
gesetz 2008 wurde eine gleichlaufende Absenkung des Niedrigsteuersatzes jedoch nicht vorgenom-
men. Als Folge davon sind Konstellationen möglich, in denen Tochtergesellschaften in EU-Staaten (z.B. 
Kroatien, Dänemark oder Schweden) z.T. ertragsteuerlichen Regelsteuersätzen unterhalb der Niedrig-
steuergrenze von 25% unterliegen6. Diese Belastungsunterschiede im Vergleich zu Einkünften, für wel-
che die Hinzurechnungsbesteuerung nach dem AStG Anwendung findet, sind auszuräumen. 

Die Beibehaltung der Niedrigsteuergrenze ist zusätzlich durch die Einigung auf einen globalen Min-
deststeuersatz i.H.v. 15% zu kritisieren, denn im Rahmen der globalen Mindestbesteuerung einigte 
sich die internationale Staatengemeinschaft auf einen Mindeststeuersatz i.H.v. 15% basierend auf der 
Argumentation, dass es sich hierbei um einen ausgewogenen Mittelwert zwischen den Körperschaft-
steuersätzen weltweit handle (EU-RL (2022/2523, Vorwort (112)). Aufgrund der ähnlichen Intention 
der globalen Mindestbesteuerung sowie der Hinzurechnungsbesteuerung nach dem AStG – nämlich 
der Vermeidung missbräuchlicher Steuergestaltungen und der Verschiebung von Steuersubstrat in 
niedrig besteuerte Jurisdiktionen – steht ein weltweit anerkanntes Körperschaftsteuerniveau von im 

                                                
6 Vgl. OECD (2021), Corporate Tax Statistics: Third Edition, S. 10, abrufbar unter: 
https://www.oecd.org/tax/tax-policy/corporate-tax-statistics-third-edition.pdf. 

https://www.oecd.org/tax/tax-policy/corporate-tax-statistics-third-edition.pdf
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Mittel 15% im Widerspruch zur deutschen Hinzurechnungsbesteuerung, bei der man bereits bei einem 
Ertragssteuerniveau von unter 25% die Definition niedrig besteuerter Einkünfte erfüllt.  

Mit einer um 10 Prozentpunkte höheren Niedrigsteuergrenze im deutschen AStG werden somit auch 
Fälle erfasst, die im Rahmen der globalen Mindeststeuer nicht als tatsächliche Missbrauchsfälle gel-
ten; dementsprechend fällt auch der Befolgungsaufwand der Regelungen des deutschen AStG und der 
globalen Mindestbesteuerung auseinander. 

2.2.3 Empfehlung 

Basierend auf vorstehend genannten Punkten empfehlen wir die Absenkung der Niedrigsteuergrenze 
im AStG auf das global vereinbarte Mindeststeuerniveau von 15% durch Änderung des 
§ 8 Abs. 5 AStG wie folgt: 
 

§ 8 
Einkünfte von Zwischengesellschaften 

 
[...] 

(5) Eine niedrige Besteuerung liegt vor, wenn die nach Maßgabe des § 10 Absatz 3 ermittelten 
Einkünfte, für die die ausländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, einer Belastung 
durch Ertragsteuern von weniger als 15 Prozent unterliegen, ohne dass dies auf einem Aus-
gleich mit Einkünften aus anderen Quellen beruht. In die Belastungsberechnung sind An-
sprüche einzubeziehen, die der Staat oder das Gebiet der ausländischen Gesellschaft im Fall 
einer Gewinnausschüttung der ausländischen Gesellschaft dem Steuerpflichtigen oder einer 
anderen Gesellschaft, an der der Steuerpflichtige unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, ge-
währt. Einkünfte unterliegen im Sinne des Satzes 1 auch dann einer Belastung durch Ertrag-
steuern von weniger als 15 Prozent, wenn Ertragsteuern von mindestens 15 Prozent zwar 
rechtlich geschuldet, jedoch nicht tatsächlich erhoben werden. 

2.3 Handelsbilanz II sowie Jahresüberschuss II oder Jahresfehlbetrag II gem. § 7 Abs. 10, 17 
i.V.m. § 15 Abs. 1 MinStG-E  

2.3.1 Inhalt des § 7 Abs. 10, 17 MinStG-E i.V.m. § 15 Abs. 1 MinStG-E 

Das MinStG-E definiert den Jahresüberschuss II oder Jahresfehlbetrag II jeder Geschäftseinheit, korri-
giert um die in § 17 bezeichneten Beträge, als Mindeststeuer-Gewinn oder Mindeststeuer-Verlust je-
der Geschäftseinheit (§ 15 Abs. 1 MinStG-E). Der Jahresüberschuss II oder Jahresfehlbetrag II leitet 
sich als Ergebnis aus der Handelsbilanz II ab (§ 7 Abs. 17 MinStG-E). Die Handelsbilanz II ist definiert 
als der konsolidierungsfähige und an konzerneinheitliche Ansatz- und Bewertungsvorschriften ange-
glichene Einzelabschluss vor Konsolidierungsanpassungen und Zwischenergebniseliminierungen (§ 7 
Abs. 10 MinStG-E). Das MinStG-E stellt in § 15 Abs. 1 MinStG-E zur Ermittlung des Jahresüberschus-
ses II oder Jahresfehlbetrags II explizit auf die Handelsbilanz II ab und legt damit die Erstellung eines 
entsprechenden Einzelabschlusses unumgänglich fest.  

Demgegenüber bleibt die EU-RL (2022/2523) mit der Formulierung in Art. 15 Abs. 1 offener, indem als 
Ausgangsgröße für die Berechnung der maßgeblichen Gewinne oder Verluste die „bilanziellen Netto-
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erträge oder -verluste“ genannt werden. Dies entspricht auch den Model Rules, die in Tz. 3.1.2 „Finan-
cial Accounting Net Income or Loss“ als Ausgangsgröße für die Ermittlung des maßgeblichen Gewinns 
oder Verlusts als „net income or loss determined for a Constituent Entity (before any consolidation 
adjustments eliminating intra-group transactions) in preparing Consolidated Financial Statements” 
beschreiben. Auch hier wird auf einen Einzelabschluss verzichtet. 

2.3.2 Einschätzung 

Ein Mutterunternehmen mit Sitz im Inland hat unter bestimmten Voraussetzungen ihren Konzernab-
schluss nach internationalen Rechnungslegungsstandards aufzustellen (§§ 290 Abs. 1, 315e HGB). Die 
Aufstellung eines Einzelabschlusses nach internationalen Rechnungslegungsstandards ist hingegen 
nicht zwingend erforderlich. 

Aufgrund der fehlenden Verpflichtung zur Aufstellung von Einzelabschlüssen nach internationalen 
Rechnungslegungsstandards wird im Rahmen der Konzernabschlusserstellung ebenfalls auf ihre Auf-
stellung verzichtet. Dies ermöglicht es Konzernunternehmen bspw. bei konzerninternen Transaktio-
nen, auf eine aufwendige Zwischengewinneliminierung zu verzichten und solche Vorgänge vereinfacht 
zu erfassen. Die Arbeitsschritte bei der Aufstellung des Konzernabschlusses werden dadurch mini-
miert. Solche vereinfachten Erfassungen finden z.B. bei der Bilanzierung von konzerninternen Leasing-
verhältnissen, bei der konzerninternen Übertragung von Anlagevermögen oder der Kaufpreisalloka-
tion statt. Das Abstellen auf einen Einzelabschluss nach internationalen Rechnungslegungsstandards 
als Ausgangsgröße zur Berechnung der globalen Mindestbesteuerung würde unverhältnismäßig hohe 
Kosten mit sich bringen. Die Kosten betreffen die Umstellung der Konzernbilanzierungsrichtlinien so-
wohl inhaltlich als auch systemtechnischer Natur, Schulung der Mitarbeitenden und zusätzliche Ar-
beitsschritte und Kontrollen bei der Erstellung des Konzernabschlusses.  

Für die Erstellung des Konzernabschlusses nach internationalen Standards bedienen sich Konzernun-
ternehmen sog. Reporting-Packages, die einem Überprüfungsprozess durch den Wirtschaftsprüfer un-
terliegen. Die Reporting-Packages entsprechen mit Ausnahme der oben beschriebenen vereinfacht 
erfassten Sachverhalte in der Regel der vom Gesetzgeber vorgesehenen Ausgangsgröße in § 7 Abs. 10 
MinStG-E. 

Bei den angesprochenen Sachverhalten handelt es sich zudem regelmäßig um steuerpflichtige Sach-
verhalte. Durch das Zusammenspiel von tatsächlichen und latenten Steuern ergibt sich also auf Basis 
der Reporting-Packages eine vergleichbare effektive Steuerbelastung wie sie sich aus Einzelabschlüs-
sen nach internationalen Standards ergeben würde. Das heißt, der hohe administrative Aufwand, der 
mit der zusätzlichen Aufstellung von Einzelabschlüssen verbunden wäre, hat keine, allenfalls eine mi-
nimale Auswirkung auf die Berechnung der Mindeststeuer. 

2.3.3 Empfehlung  
Wir empfehlen daher, neben der Handelsbilanz II als Ausgangsgröße für die Berechnung des Mindest-
steuer-Gewinns oder Mindeststeuer-Verlusts alternativ auch Reporting-Packages der einzelnen Ge-
schäftseinheiten des Konzernunternehmens, die für die Erstellung des Konzernabschlusses nach in-
ternationalem Rechnungslegungsstandard herangezogen werden, als Ausgangsgröße in § 7 Abs. 10 
und 17 MinStG-E zuzulassen und so die bisher sehr enge Definition in § 15 Abs. 1 MinStG-E an den 
offeneren Wortlaut des Art. 15 Abs. 1 EU-RL (2022/2523) und der Model Rules, Tz. 3.1.2, anzugleichen. 
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Auch die Begründung des Diskussionsentwurfs zu § 15 Abs. 1 MinStG-E hebt hervor, dass der Aus-
gangspunkt der Ermittlung des Mindeststeuer-Gewinns oder des Mindeststeuer-Verlusts an das han-
delsrechtliche Ergebnis der Geschäftseinheit anknüpft.7 Dieses sollte auch auf der Grundlage eines 
geprüften Reporting-Packages ermittelt werden dürfen. 

2.4. Definitionen für CbCR-Safe-Harbour-Regelungen, § 78 MinStG-E 

2.4.1 Inhalt des § 78 MinStG-E 

Betreffend der CbCR-Safe-Harbour-Regelungen definiert das MinStG-E in § 78 für die Anwendung der 
§§ 75, 76 und 77 verschiedene Begrifflichkeiten und wird damit weit konkreter als die EU-RL 
(2022/2523), die lediglich in Art. 32 eine Öffnungsklausel für noch zu beschließende Safe-Harbour-
Regelungen enthält. Konkrete Definitionen für CbCR-Safe-Harbour-Regelungen enthält die Richtline 
selbst nicht. Aufgrund ihrer Öffnungsklausel in Art. 32 finden die Leitlinien der OECD zu den Safe-Har-
bour-Regelungen (OECD (2022)), die detaillierte Regelungen für CbCR-Safe-Harbour-Regelungen um-
fassen, Anwendung.8 

2.4.2 Einschätzung 

Die Definition verschiedener Begrifflichkeiten in § 78 MinStG-E ist grundsätzlich zu begrüßen. Es be-
darf jedoch an den nachfolgend aufgezeigten Definitionen eine weitergehende Klarstellung, insbeson-
dere im Vergleich zu den Leitlinien der OECD betreffend CbCR-Safe-Harbour-Regelungen. 

Zu § 78 Nr. 3 MinStG-E – Teil 1: Nach § 78 Nr. 3 MinStG-E entsprechen vereinfacht erfasste Steuern 
dem im qualifizierten Konzernabschluss ausgewiesenen Ertragsteueraufwand nach Bereinigung aller 
nicht erfasster Steuern und ungewisser Steuerrückstellungen. Eine Bereinigung um Vorjahressteuern 
erfolgt nicht, sodass in diesem bereinigten Ertragsteueraufwand weiterhin Anpassungen für Vorjah-
ressteuern enthalten sein können (sog. „True-Up“). Demgegenüber bestimmt sich der Ertragsteuer-
aufwand nach den OECD-Leitlinien zu den Safe-Harbour-Regelungen ausgehend vom „Income Tax Ac-
crued (Current Year)“ aus dem CbCR ergänzt um latente Steuern (OECD (2022), Tz. 22). Das Income 
Tax Accrued (Current Year) aus dem CbCR bezieht sich ausschließlich auf den Ertragsteueraufwand 
des aktuellen Jahres, sodass hier keine Anpassungen für Vorjahressteuern einfließen und insoweit 
eine Abweichung des MinStG-E von den OECD-Leitlinien besteht.  

Zu § 78 Nr. 3 MinStG-E – Teil 2: Der im qualifizierten Konzernabschluss ausgewiesene Ertragsteuer-
aufwand ist um nicht erfasste Steuern und ungewisse Steuerrückstellungen zu bereinigen. Es ist nach-
vollziehbar, dass Ertragsteueraufwand in Bezug auf ungewisse Steuerrückstellungen zu bereinigen ist. 
In Art. 4.1.2., Paragraph c der OECD Model Rules sowie Art. 4.1.3, Paragraph d, Tz. 16 des OECD Com-
mentary wird ausgeführt, dass der Ertragsteueraufwand in dem Geschäftsjahr zu berücksichtigen ist, 
in dem die (ungewisse) Steuerrückstellung genutzt wird, da das Steuerrisiko eingetreten ist. Anderen-
falls würde ein Ertragsteueraufwand, der bei der Bildung der ungewissen Steuerrückstellung entstan-
den ist und für CbCR-Safe-Harbour Zwecke eliminiert wurde, auch bei Inanspruchnahme (GuV-neut-

                                                
7 Diskussionsentwurf, S. 129. 
8 Erwägungsgrund (24) der EU-RL (2022/2523). 



9 
 

raler Vorgang) keine Berücksichtigung finden und damit gänzlich unberücksichtigt bleiben. Eine der-
artige Konkretisierung fehlt in dem MinStG-E (wie auch in den OECD-Leitlinien zu den Safe-Harbour-
Regelungen). 

2.4.3 Empfehlung 
Wir empfehlen daher 

zu § 78 Nr. 3 MinStG-E – Teil 1: eine Bereinigung des laufenden Ertragsteueraufwands um Ertrag-
steuern für Vorjahre durch Ergänzung des § 78 Nr. 3 MinStG-E wie folgt: 
 

§ 78 
Definitionen für den CbCR-Safe-Harbour 

 
[...] 

3. Die vereinfacht erfassten Steuern entsprechen dem im qualifizierten Konzernabschluss der Un-
ternehmensgruppe ausgewiesenen Ertragsteueraufwand, nach Bereinigung aller nicht erfasster 
Steuern, ungewisser Steuern und laufender Ertragsteuern für Vorjahre. 

 

zu § 78 Nr. 3 MinStG-E – Teil 2: die Aufnahme eines klarstellenden Hinweises, dass bei Inanspruch-
nahme der (ungewissen) Steuerrückstellung der Ertragsteueraufwand zu berücksichtigen ist, der in 
den vergangenen Geschäftsjahren bei Bildung der ungewissen Steuerrückstellung um diesen Betrag 
zu bereinigen war. 
 

3. Stellungnahme über den Gesetzesinhalt hinaus 

3.1. Permanente Safe-Harbour-Regelungen  

Losgelöst von den vorgenannten Anmerkungen bitten wir dringlichst die Bundesregierung, sich auf 
Ebene der OECD frühzeitig für eine der folgenden Alternativen betreffend noch einzuführender per-
manenter Safe-Harbour-Regelungen stark zu machen: 

Alternative 1: Zeitnahe Einführung permanenter Safe-Harbour-Regelungen 

Aufgrund der Befristung der temporären CbCR-Safe-Harbour-Regelungen gem. §§ 75-78 MinStG-E 
empfehlen wir dringend, frühzeitig die Ausgestaltung permanenter Safe-Harbour-Regelungen auf 
OECD-Ebene voranzutreiben. Eine erst kurz vor Inkrafttreten verabschiedete permanente Safe-Har-
bour-Regelung führt zu vermeidbarer, sehr großer Unsicherheit für betroffene Unternehmen. Für die 
vereinfachte Berechnung dieser permanenten Safe-Harbour-Regelungen verweisen wir als Anhalts-
punkte auf Nr. 4 der „Simplified Calculations Safe Harbour“ in Kapitel 2 der OECD-Leitlinien zu den 
Safe-Harbour-Regelungen (OECD (2022), S. 22) sowie auf Kapitel 3.2.2.2. „Process and Criteria for Ex-
cluding Immaterial Deviations“ in Döllefeld, Cedric | Englisch, Joachim | Harst, Simon | Schanz, Debo-
rah | Siegel, Felix Tax administrative guidance: A proposal for simplifying Pillar Two, Accounting for 
Transparency Working Paper No. 70, Januar 2022. 
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Alternative 2: Verlängerung der temporären CbCR-Safe-Harbour-Regelungen 

Alternativ sprechen wir uns für eine (ggf. unbefristete) Verlängerung der temporären CbCR-Safe-
Harbour-Regelungen auf OECD-Ebene aus, um über vor dem 01.07.2028 endende Geschäftsjahre hin-
aus auf komplizierte GloBE-Berechnungen verzichten und den damit einhergehenden administrativen 
Aufwand vermeiden zu können. Bei einer Verlängerung ist allerdings der in § 75 Abs. 3 MinStG-E ko-
difizierte sowie in den OECD-Leitlinien zu den Safe-Harbour-Regelungen vorgesehene “once out, al-
ways out”-Ansatz nicht analog umzusetzen. Zudem sollte § 73 Abs. 4 Satz 2 MinStG-E dahingehend 
angepasst werden, auf dass es auch bei Inanspruchnahme einer (ggf. unbefristeten) Safe-Harbour-
Regelung zu einer Verschiebung des Übergangsjahres kommt. Auf eine Verlängerung des dem Über-
gangsjahr vorangehenden Übergangszeitraums nach § 73 Abs. 3 MinStG-E bei Inanspruchnahme einer 
der Safe-Harbour-Regelungen sollte jedoch verzichtet werden, um das weitere Vorhalten von Schat-
tenrechnungen für konzerninterne Übertragungen von Wirtschaftsgütern zu Buchwerten während 
des (durch die Verschiebung des Übergangsjahres) verlängerten Übergangszeitraums zu vermeiden. 

3.2. Klarstellung in Bezug auf latente Steuern für Vorjahre – § 78 Nr. 3 MinStG-E 

Neben der bereits unter 2.4 dieser Stellungnahme geäußerten Relevanz einer mit den OECD-Leitlinien 
zu den Safe-Harbour-Regelungen gleichlaufenden Behandlung von laufenden Ertragsteuern für Vor-
jahre bitten wir die Bundesregierung, sich auf OECD-Ebene für eine Klarstellung in Bezug auf latente 
Steuern für Vorjahre einzusetzen. 

Der Ertragsteueraufwand gemäß der OECD-Leitlinien zu den Safe-Harbour-Regelungen bestimmt sich 
ausgehend vom Income Tax Accrued (Current Year) aus dem CbCR ergänzt um latente Steuern (OECD 
(2022), Tz. 22). Das Income Tax Accrued (Current Year) aus dem CbCR bezieht sich ausschließlich auf 
den laufenden Ertragsteueraufwand des aktuellen Jahres. Hinsichtlich der latenten Steuern wird keine 
explizite Begrenzung auf das aktuelle Jahr formuliert, sodass der zu addierende latente Steueraufwand 
noch Vorjahressteuern enthalten kann. Im Sinne eines konsistenten Aufbaus des relevanten Ertrag-
steueraufwands sollten latente Steuern ebenfalls auf das aktuelle Jahr beschränkt werden. Wir bitten 
daher die Bundesregierung, auf OECD-Ebene einen Gleichlauf zu bewirken, sodass latente Steuern für 
Vorjahre nicht als Teil des Ertragsteueraufwands im Rahmen der CbCR-Safe-Harbour Berechnung zu 
erfassen sind. Die entsprechende Änderung auf OECD-Ebene wäre im nationalen Gesetz gleichlaufend 
nachzuvollziehen (§ 78 Nr. 3 MinStG-E). 

3.3 Vermeidung paralleler Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung und der Globalen Min-
deststeuer 

Über eine – oben bereits diskutierte – Absenkung der Niedrigsteuergrenze im AStG auf das global 
vereinbarte Mindeststeuerniveau von 15% hinaus empfehlen wir der Bundesregierung, gemeinsam 
mit den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu prüfen, ob mittels einer Änderung des 
Gesetzes zur Umsetzung der Anti-Steuervermeidungsrichtlinie der EU (Anti Tax Avoidance Directive 
(ATAD)) Ausnahmen von der Hinzurechnungsbesteuerung für in der EU steuerpflichtige Gesellschaften 
zu schaffen sind, die in den Anwendungsbereich der Mindestbesteuerungsrichtlinie fallen werden. 
Dies soll dazu dienen, ein Nebeneinander der nationalen Hinzurechnungsbesteuerungen und der glo-
balen Mindeststeuer auszuschließen, um Bürokratieabbau zu ermöglichen und Doppelarbeit für Fi-
nanzverwaltung und Unternehmen zu vermeiden. 
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